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Reihe von Ausschüssen. Viel gesche-
hen ist seither allerdings nicht. Weder 
wurde die Gesetzgebung vereinheit-
licht noch ein gemeinsames Parla-
ment geschaffen. Außerdem halten 
Russland und Belarus trotz vertrag-
licher Vorgaben bis heute an der je-
weils eigenen Version des Rubels 
fest, auch wenn die Zentralbanken 
und Wirtschaftsministerien beider 
Länder eifrig über denkbare Szena-
rien der Vereinheitlichung diskutie-
ren. Lukaschenko lehnt zwar nicht 
grundsätzlich die Einführung einer 
einheitlichen Währung ab, befürchtet 
jedoch, vom russischen Rubel einfach 
übernommen zu werden. Ein neuer, 
gemeinsamer Rubel müsse her, findet 
der belarussische Präsident; das trifft 
auf der russischen Seite indes auf ver-
haltene Reaktionen. Einig sind sich 
alle höchstens in der Frage, dass zual-
lererst ein gemeinsamer Wirtschafts-
raum entstehen müsse – doch selbst 
bis dahin ist es noch ein langer Weg.

De facto subventioniert Russland 
Belarus seit über zwei Jahrzehnten 
und erhielt im Gegenzug einen loya-
len Bündnispartner, der in wichtigen 
strategischen Fragen mit Russland 
übereinstimmt und für einen rei-
bungslosen Transit russischer Energie-
exporte gen Westen sorgt. Zumindest 
gelingt es Lukaschenko, sich als einzi-
gen Garanten für politische Stabilität 
in Szene zu setzen. Seine Regierung 
sitzt zwar am deutlich kürzeren He-
bel, erreichte bei der Aushandlung 
von exklusiven Freundschaftspreisen 
für russisches Gas und Öl aber enor-
me Zugeständnisse. Nach Schätzun-

gen des Moskauer Instituts für Ener-
getik und Finanzen beläuft sich der 
Gesamtumfang russischer Subventio-
nen durch extrem niedrige Exportprei-
se für den kleinen Nachbarn seit der 
Jahrhundertwende auf annähernd 100 
Milliarden US-Dollar.

Russlands Annexion der 
Krim und die Eskalation 
im Donbass sind für 
Belarus Bedrohung und 
Chance zugleich.

Lukaschenkos Loyalität kennt 
jedoch Grenzen – ebenso wie die 
Zahlungsbereitschaft der russischen 
Regierung. Die große wirtschaftliche 
Abhängigkeit von Russland – auch 
als wichtigster Handelspartner und 
Quelle von Direktinvestitionen – birgt 
für Belarus hohe Risiken. Zudem übte 
sich der belarussische Präsident Lu-
kaschenko immer häufiger in außen-
politischen Alleingängen, was die 
russische Führung mit schwindender 
Kulanz quittierte. 2008 änderten sich 
die Beziehungen deutlich. Durch das 
Kriegsintermezzo in Georgien führte 
Russland seinen Nachbarn deutlich 
vor Augen, dass Panzer als schwer-
wiegendes Verhandlungsargument ins 
Spiel kommen könnten, sollten an-
dere Methoden nicht den gewünsch-
ten Effekt haben. Belarus suchte den 
Kontakt zur Europäischen Union und 
fand Aufnahme in deren Programm 
„Östliche Partnerschaft“.

Dem offiziellen politischen Willen 
nach sollen Russland und Belarus 
immer enger zusammenwachsen. 
Doch das wirtschaftliche 
Ungleichgewicht zwischen 
den Staaten ist groß und das 
Konfliktpotenzial nimmt zu.

Sie stehen einander so nah wie 
keine zwei anderen ehemaligen So-
wjetrepubliken. Russland dominiert 
kraft seiner immensen Ressourcen, 
Belarus gibt den gewitzten Junior-
partner, der seine Eigenständigkeit 
betont und doch existenziell auf den 
mächtigen Nachbarn angewiesen ist. 
Innige Nähe in Kombination mit einer 
demonstrativ gewahrten Distanz be-
stimmt das komplizierte Verhältnis, 
das im offiziellen Jargon beschöni-
gend als Integrationsprozess bezeich-
net wird. Aber während zu Beginn der 
Beziehungen zweier souveräner Staa-
ten noch vieles auf eine dynamische 
Wiederannäherung unter nichtsozia-
listischen Vorzeichen hindeutete, ge-
riet der Prozess Ende der 1990er-Jahre 
mit dem Amtsantritt Wladimir Putins 
als russischer Präsident ins Stocken.

Sein Amtskollege Alexander Luka-
schenko hatte da bereits durch einen 
harten innenpolitischen Konfronta-
tionskurs die Grundlage für seine 
Alleinherrschaft in der kaum zehn 
Millionen Einwohner zählenden Re-
publik Belarus gelegt. Außenpolitisch 
hielt er auf eine enge Kooperation mit 
Russland, zu Beginn seiner Amtszeit 
sprach er sich sogar für eine Vereini-
gung beider Staaten aus. Seit 1992 un-
terhalten Belarus und Russland diplo-

matische Beziehungen. Auf Betreiben 
Lukaschenkos folgten später mehrere 
Abkommen, die die Annäherung an 
Russland vorantreiben sollten. Im De-
zember 1999 wurde der Vertrag über 
die Schaffung eines Unionsstaats un-
terzeichnet. Er sieht unter anderem 
eine Union von Verfassung, Währung, 
Zollbehörde, Justiz und Rechnungshof 
vor.

Ökonomisch betrachtet, folgte die-
se Entwicklung einer gewissen Not-
wendigkeit. Die deutsche Wehrmacht 
hatte dafür gesorgt, dass von allen 
ehemaligen Sowjetregionen Belarus 
die größten Schäden davontrug. Ge-
nau deshalb setzte die Sowjetunion 
alles daran, den Wiederaufbau vor-
anzutreiben. Nach dem Zweiten Welt-
krieg dauerte es jedoch Jahrzehnte, 
bis Industrie und Landwirtschaft den 
Lebensstandard in der Region auf ein 
Niveau anhoben, das weit über dem 
sowjetischen Durchschnitt lag.

Für die Produktion in der Schwer-
industrie und im Maschinenbau 
fehlten allerdings die nötigen Roh-
stoffe und Energieträger, was nach 
Erreichen der staatlichen Unabhän-
gigkeit eine strategische Partnerschaft 
mit dem großen Nachbarn im Osten 
geradezu überlebensnotwendig mach-
te. Politisch stand man einander oh-
nehin viel näher als beide Länder 
dem Westen. Denn Lukaschenko war 
weder gewillt, Belarus einer radikalen 
Marktwirtschaftskur zu unterziehen 
noch minimale demokratische Stan-
dards einzuhalten.

Zur Verwirklichung des Unions-
staatsvertrags entstand eine ganze 
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Russlands Annexion der Krim 
und die Eskalation im Donbass sind 
für Belarus Bedrohung und Chance 
zugleich. Lukaschenko sicherte Russ-
land seine Unterstützung zu, indem 
er die Krim zwar de facto als russi-
sches Territorium anerkennt, nicht 
aber de jure. Das nachbarschaftliche 
Verhältnis zur Ukraine will er nicht 
gefährden, er bot sich stattdessen als 
Vermittler in dem Konflikt an. Davon 
zeugt das Minsker Abkommen vom 
Februar 2015, das allerdings wie der 
Unionsvertrag mit Russland nicht um-
gesetzt wird. Immerhin kann Luka-
schenko durch diese Rolle sicherstel-
len, dass Belarus nicht als Hinterland 
für russische Militäreinsätze in der 
Ukraine missbraucht wird. Allerdings 
hat das Folgen: rückläufige russische 
Investitionen und Subventionen. Das 

setzt Belarus unter Druck, finanzielle 
Unterstützung und Kredite aus ande-
ren Quellen zu akquirieren.

Im Übrigen hat nicht nur der Präsi-
dent, sondern auch die belarussische 
Bevölkerung längst Gefallen an ihrer 
Unabhängigkeit gefunden. Inzwi-
schen wich Lukaschenko sogar von 
seiner bisherigen Regel ab, die bela-
russische Sprache bei öffentlichen 
Auftritten prinzipiell zu vermeiden. Er 
präferiert an sich das Russische, die 
andere offizielle Staatssprache von 
Belarus.

Kulturell stehen sich die beiden 
Länder sehr nahe und das russische 
Staatsfernsehen erreicht mit seinen 
Botschaften mehr Menschen, als dies 
in anderen Staaten mit einer russi-
schen Minderheit der Fall ist. Die 
Meinungsbildung wird somit stark be-

einflusst, aber die lange Zeit, die seit 
dem Zerfall der Sowjetunion vergan-
gen ist, hat deutlich gezeigt, dass man 
auch ohne eine Union mit Russland 
auskommen und von freundschaftli-
chen Verhältnissen profitieren kann.

Ob dies so bleiben wird, ist eine 
offene Frage. Konfliktpotenzial gibt 
es zuhauf, beispielsweise wegen 
des Erlasses Lukaschenkos, der EU-
Bürgerinnen und Bürgern seit 2017 
unter bestimmten Bedingungen ei-
nen visumfreien Kurzaufenthalt in 
Belarus ermöglicht. Die Krux an der 
Sache ist, dass nach wie vor keine 
klaren Grenzregelungen existieren. 
Menschen mit russischem oder bela-
russischem Pass haben dem Unions-
vertrag zufolge freie Wohnortwahl. 
Die belarussische Regierung kümmert 
es wenig, ob auch weiter gen Osten 

reist, wer keinen belarussischen Pass 
hat. Die russische Regierung hingegen 
ist darüber erbost und verhindert ver-
mehrt Einreisen von Ausländern auf 
dem Landweg über Belarus.

Ein Eklat nach dem anderen folgte. 
Im Frühjahr zog Russland seinen Bot-
schafter Michail Babitsch aus Minsk 
zurück, nachdem sich das belarussi-
sche Außenministerium darüber be-
schwert hatte, dass Babitsch in Hin-
blick auf Belarus keinen Unterschied 
sehe zwischen einer russischen Re-
gion und einem unabhängigen Staat. 
Noch vor zwei Jahren bezeichnete Lu-
kaschenko seinen Amtskollegen Putin 
als Bruder, mittlerweile sind die bei-
den nur noch „Partner“.

Ute Weinmann arbeitet als freie Publizistin 
und lebt in Moskau.

Der belarussische 
Präsident Alexander 
Lukaschenko sitzt zwar 
am Steuer, doch sein 
russischer Amtskollege 
Vladimir Putin bezahlt die 
Energie: Spritztour der 
beiden Politiker während 
eines Treffens Ende Juni 
in Minsk.

Fo
to

: EPA


-E
FE

/SER


G
EI

 B
O

BI
LY

V 
/ SPUT


N

IK
 / 

KRE
M

LI
N

 P
O

O
L

woxx - déi aner wochenzeitung / l’autre hebdomadaire, früher: GréngeSpoun - wochenzeitung fir eng ekologesch a sozial alternativ - gegründet 1988 - erscheint jeden Freitag • Herausgeberin: woxx soc. coop. • Redaktion und 
Layout: Joël Adami ja (joel.adami@woxx.lu), Frédéric Braun fb (frederic.braun@woxx.lu), Luc Caregari lc (luc.caregari@woxx.lu), Karin Enser cat (karin.enser@woxx.lu), Thorsten Fuchshuber tf (thorsten.fuchshuber@woxx.lu), 
Richard Graf rg (richard.graf@woxx.lu), Susanne Hangarter sh (susanne.hangarter@woxx.lu), Tessie Jakobs tj (tessie.jakobs@woxx.lu), Raymond Klein lm (raymond.klein@woxx.lu), Isabel Spigarelli is (isabel.spigarelli@woxx.lu), 

Florent Toniello ft (florent.toniello@woxx.lu), Renée Wagener rw (renee.wagener@woxx.lu), Danièle Weber dw (daniele.weber@woxx.lu), Fabienne Wilhelmy fw (fabienne.wilhelmy@woxx.lu). Unterzeichnete Artikel und Grafiken geben nicht unbedingt 
die Meinung der Redaktion wieder. Die Redaktion behält sich Kürzungen vor • Karikaturen: Guy W. Stoos • Verwaltung: Martine Vanderbosse (admin@woxx.lu) • Bürozeiten: Mo. - Fr. 9 - 13 Uhr • Druck: c. a. press, Esch • Einzelpreis: 2,50 € • Abonnements: 
52  Nummern kosten 103 € (Ausland zzgl. 32 €); Student*innen und Erwerbslose erhalten eine Ermäßigung von 48 € • Konto: CCPL IBAN LU18 1111 1026 5428 0000 (Neu-Abos bitte mit dem Vermerk „Neu-Abo“; ansonsten Abo-Nummer angeben, falls zur Hand) • 
Anzeigen: Tel. 29 79 99-10;  annonces@woxx.lu; Espace Médias, Tel. 44 44 33-1; Fax: 44 44 33-555 • Recherchefonds: Spenden für den weiteren Ausbau des Projektes auf das Konto CCPL IBAN LU69 1111 0244 9551 0000 der „Solidaritéit mam GréngeSpoun 
asbl“ sind stets erwünscht. Bitte keine Abo-Gelder auf dieses Konto • Post-Anschrift: woxx, b.p. 684, L-2016 Luxemburg • Büros: 51, av. de la Liberté (2. Stock), Luxemburg • E-Mail: woxx@woxx.lu • URL: www.woxx.lu • Tel. (00352) 29 79 99-0 • Fax: 29 79 79


